
    

Protokoll 

über die Sitzung der 148. Sonder-Bauministerkonferenz 

am 11. Juni 2026 in Berlin 

 

 

1 

 

1. Begrüßung und Eröffnung durch den Vorsitzenden der Bauministerkonferenz  
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and Leader of the Housing Task Force, Herr Matthew Baldwin  
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6. Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Staatlichen Hochbau (ASH) 

 

7. Bericht der EU-Referentinnen 

 

8. Bezahlbares Wohnen durch kompatible europäische, nationale und regionale 
Strategien gewährleisten  

 

9. Forderungspapier zur städtischen Dimension in der EU-Kohäsionspolitik 
2028-34  

 

10. Bauproduktenverordnung BauPVO (engl. CPR Construction Products 
Regulation): Ermittlung von Umweltmerkmalen 

 

11. Vermeidung von Doppelstrukturen bei der Umsetzung von EED- und EPBD-
Datenbanken  

 

12. Bericht des Bundes (BMWSB) und allgemeine Aussprache  

 

13. Länderöffnungsklausel ist wichtiger Bestandteil im Gebäudemodernisierungs-
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14. entfällt 

 

15. Investitionssicherheit auf dem Wohnungsmarkt erhalten, Vergesellschaftun-
gen Grenzen setzen  
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TOP 1 Begrüßung und Eröffnung 

Der Vorsitzende der Bauministerkonferenz, Herr Senator Christian Gaebler, er-

öffnet die 148. Sonder-Bauministerkonferenz und heißt die neuen Mitglieder der 

Bauministerkonferenz, Frau Ministerin Magdalena Finke (SH), Frau Ministerin 

Theresa Schopper (BW), Herrn Minister Robert Crumbach (BB) und Herrn 

Minister Sven Teuber (RP) willkommen. 

 

Er begrüßt alle Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer und insbesondere die 

Gäste der Europäischen Kommission, Herrn Matthew Baldwin, Deputy Director-

General of the European Commission’s DG ENER and Leader of the Housing 

Task Force, und Herrn Michael Stierle, Chief Economist, Task Force Housing, 

Directorate-General for Economic and Financial Affairs. Weiterhin begrüßt er 

die Gäste des Europäischen Parlaments, Herrn Dipl.-Ing. Markus Ferber, MdEP 

und Frau Gabriele Bischhoff, MdEP. Die Gäste vom BMWSB, insbesondere 

Frau Bundesministerin Verena Hubertz, MdB, und Herr Staatssekretär Dr.  Olaf 

Joachim werden ebenfalls begrüßt. 

 

Die Tagesordnung und die Art ihrer Behandlung werden einstimmig beschlos-

sen.  

 

Einige Tagesordnungspunkte werden nicht gemäß der Reihenfolge der Tages-

ordnung behandelt. Die Reihenfolge des Protokolls bleibt hiervon unberührt. 

 

Folgende Tagesordnungspunkte werden auf die Grüne Liste (einstimmige Be-

schlussempfehlungen) gesetzt: 

 

TOP 8  

TOP 9  

TOP 10. 
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2. Bericht des Deputy Director-General of the European Commission’s DG 

ENER and Leader of the Housing Task Force, Herr Matthew Baldwin 

 

 Der Leiter der Wohnungsbau Task Force der Europäischen Kommission, Herr 

Matthew Baldwin, berichtet. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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3. Bericht der Mitglieder des Europäischen Parlaments, Frau Gabriele 

Bischoff und Herr Dipl.-Ing. Markus Ferber 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments, Frau Gabriele Bischoff und Herr 

Dipl.-Ing. Markus Ferber berichten. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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4. Allgemeine Aussprache 

Es erfolgt eine Aussprache zwischen den Gästen der Europäischen Kommis-

sion und des Europäischen Parlaments und den Mitgliedern der Bauminister-

konferenz. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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5. Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau- 

und Wohnungswesen (ASBW) 

Der Bericht wird auf die reguläre Bauministerkonferenz im September 2026 

vertagt. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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6. Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Staatlichen Hochbau 

(ASH) 

 Der Vorsitzende des ASH, Herr Kay Trottnow, berichtet. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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7. Bericht der EU-Referentinnen 

 Frau Aileen Schöneberg, Referatsleiterin, berichtet. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
  



    

Protokoll 

über die Sitzung der 148. Sonder-Bauministerkonferenz 

am 11. Juni 2026 in Berlin 

 

 

9 

 

8. Bezahlbares Wohnen durch kompatible europäische, nationale und 

regionale Strategien gewährleisten 

 

 

Beschluss 

 

1. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung als Verhandler auf 

EU-Ebene, sich bei der Umsetzung der Maßnahmen des Europäischen 

Plans für erschwinglichen Wohnraum für die strikte Wahrung des Subsi-

diaritätsprinzips und der Rechte der Länder einzusetzen. Dies gilt insbe-

sondere hinsichtlich des nationalen Baurechts und der den Bundesländern 

obliegenden Zuständigkeit für das Wohnungswesen. 

 

2. Die Bauministerkonferenz stellt fest, dass im Europäischen Plan für er-

schwinglichen Wohnraum das Prinzip der Subsidiarität und die vorrangige 

Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, Regionen und Städte im Bereich 

Wohnen grundsätzlich benannt werden. Dennoch deutet der Plan Eingriffe 

in Kompetenzen der Mitgliedstaaten, insbesondere mit Blick auf mögliche 

europäische Überwachung, Vorgaben oder Rahmensetzungen bei direkten 

europäischen Finanzierungen des Wohnungsbaus ohne Berücksichtigung 

der Wohnraumförderung in den Mitgliedstaaten an. Solche Regelungen 

würden die bereits existierenden und in der Praxis etablierten Kriterien der 

Bundesländer überlagern und einen unverhältnismäßigen zusätzlichen 

bürokratischen Aufwand erzeugen, der die gebotenen wohnungspoliti-

schen Maßnahmen der Mitgliedstaaten sowie der zuständigen staatlichen 

und kommunalen Ebenen hemmt.  

 

3. Ein neuer Rechtsakt für erschwinglichen Wohnraum mit dem Ziel, Kurzzeit-

vermietungen auf EU-Ebene einheitlich zu regulieren und hierzu Indikato-

ren für Gebiete mit Wohnraumknappheit festzulegen, würde die 

Kompetenz der EU überschreiten und wird daher abgelehnt. Regelungen 
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zur Kurzzeitvermietung zum Schutz von Wohnraum betreffen die nationale 

Wohnungspolitik und müssen in den Händen der hierfür ausschließlich zu-

ständigen Mitgliedstaaten verbleiben. Unterstützende Maßnahmen der EU 

innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs können diese ergänzen, aber nicht 

ersetzen. Die Bauministerkonferenz begrüßt die mit der Verordnung (EU) 

2024/1028 geschaffenen Vorgaben für die Erfassung, Registrierung und 

Kontrolle von Kurzzeitvermietungen sowie weitere Anstrengungen auf EU-

Ebene zur effektiven Regulierung von EU-weit agierenden digitalen Platt-

formen. Dabei ist darauf zu achten, dass auf europäischer Ebene keine 

neuen Regulierungen erlassen werden, die Anpassungen im nationalen 

Recht und im Vollzug erfordern oder mit diesen kollidieren. In Deutschland 

bestehen bereits weitgehende Regelungen, unter anderem zu Kurzzeitver-

mietungen. Eine Doppelregulierung ist zu vermeiden. 

 

4. Die Bauministerkonferenz stellt fest, dass die EU mit dem Rechtsakt zum 

erschwinglichen Wohnraum zunächst die nationalen Rechts- und Ver-

fahrensvorschriften in den Blick nimmt. Die Bauministerkonferenz spricht 

sich gegen Leitlinien der EU-Kommission aus, die nationale, regionale und 

lokale Genehmigungsverfahren zum Gegenstand haben, da die EU keine 

Zuständigkeiten für das Baurecht hat. Stattdessen müsste die EU die von 

ihr geschaffenen Hürden abbauen. So ist umgehend das Vereinfachungs-

paket für den Wohnraum vorzuziehen, das für 2027 angekündigt wurde. Es 

ist dringend geboten, die EU-Vorschriften, die das Bauen von Wohnraum 

signifikant verteuern, grundlegend zu überarbeiten. Die Bauminister-

konferenz beauftragt den Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau- und 

Wohnungswesen bis zur nächsten regulären Sitzung der Bauminister-

konferenz im September 2026 hierzu konkrete Vorschläge zu erarbeiten. 

 

5. Die Bauministerkonferenz stellt fest, dass europäische Vorschriften für die 

Planung sowie den Bau und die Anpassung des Wohnungsbestandes im 

Umfang deutlich zugenommen haben, wodurch die Kosten des Bauens und 

Wohnens sowie die Dauer von Planungs- und Genehmigungszeiträumen 
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gestiegen sind. Daher bekräftigt die Bauministerkonferenz ihren Beschluss 

von der 147. Bauministerkonferenz (TOP 35), dass sich die Bundes-

regierung bei den Mitgliedsstaaten für einen „europäischen Pakt für 

Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung“ einsetzen soll, um den be-

stehenden europäischen Rechtsrahmen auf bürokratische Hürden in 

Bezug auf Wohnungsbau zu überprüfen und vereinfachen, ohne dabei den 

Kompetenzrahmen der EU zu überschreiten oder zusätzliche Regulierung 

einzuführen. 

 

6. Die Bauministerkonferenz stellt fest, dass die Verantwortung für die Ein-

haltung der beihilferechtlichen Vorgaben aus dem DAWI-

Freistellungsbeschluss bei Bund und Ländern liegt, und bittet die Bundes-

regierung zugleich, sich bei der Weiterentwicklung europäischer 

Wohnungsbaufinanzierungen (Maßnahmenpaket 4 Europäischer Plan für 

erschwinglichen Wohnraum) dafür einzusetzen, dass diese im Einklang mit 

nationalen und regionalen Förderstrategien stehen, regionale 

Wohnungsmarktbedingungen berücksichtigen und stärker auf die Einbin-

dung nationaler bzw. regionaler Förderbanken sowie gemeinwohl-

orientierter Wohnungsanbieter ausgerichtet werden. Ebenso müssen die 

DAWI-Bedingungen für jegliche direkte europäische Wohnungsbaufinan-

zierungen gelten. 

 

7. Die Bauministerkonferenz begrüßt, dass im Rahmen des neuen Mehr-

jährigen Finanzrahmens (MFR) 2028–2034 europäische Mittel zusätzlich 

zu Investitionen in städtische Infrastruktur und soziale Inklusion künftig 

auch für Investitionen in bezahlbaren Wohnraum eingesetzt werden 

können. Die Bauministerkonferenz fordert den Bund auf darauf hinzu-

wirken, dass ein zusätzliches Förderziel „Wohnen“ eingeführt wird sowie 

entsprechende Mittel den Wohnraumförderungen der Länder zugeführt 

werden und nicht in konkurrierenden bundespolitischen Maßnahmen auf-

gehen. Gleichzeitig fordert die Bauministerkonferenz, dass ein solchen 

neues Förderziel nicht zu Lasten der erforderlichen Investitionen in 
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städtische Infrastruktur und soziale Inklusion gehen darf. Für eine nach-

haltige Stadtentwicklung bedarf es aufgrund der Förderzielerweiterung zu-

sätzlicher Mittel. 

 

8. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich - im Sinne des 

bezahlbaren Wohnens - für eine europäische Regelung des Rechts-

rahmens für Kundenanlagen und Mieterstrom aus Photovoltaikanlagen ein-

zusetzen. 

 

9. Die Bauministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf sicherzustellen, 

dass beim für 2026 geplantem „allerersten EU-Wohnraumgipfel“ die für die 

Wohnraumförderung zuständigen Länder in angemessener Weise beteiligt 

werden. 

 

10. Die Bauministerkonferenz verständigt sich, EU-Themen auch künftig auf 

ihren Konferenzen sowie in den Sitzungen der der Ausschüsse und Fach-

kommissionen angemessen zu berücksichtigen, in dem ihnen ausreichend 

Raum auf den Tagesordnungen eingeräumt wird. 

 

16 : 0 
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9. Forderungspapier zur städtischen Dimension in der EU-Kohäsionspolitik 

2028-34 

 

Beschluss 

 

1. Die Bauministerkonferenz beschließt das Forderungspapier  

 „Die Städtische Dimension weiter in der EU-Kohäsionspolitik verankern – 

Erfolgsgeschichte fortschreiben!“. 

 

2. Der Vorsitzende der Bauministerkonferenz wird gebeten, das Papier als 

„Forderungspapier der für Stadtentwicklung zuständigen Ministerinnen und 

Minister und Senatorinnen und Senatoren der Länder“ in geeigneter Weise 

über die Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Bund 

und Verbände in die Trilogverhandlungen zum MFR einzubringen. 

 

16 : 0 
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10. Bauproduktenverordnung BauPVO (engl. CPR Construction Products 

Regulation): Ermittlung von Umweltmerkmalen 

Beschluss 

 

1. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich bei der Euro-

päischen Kommission dafür einzusetzen, dass die Leistungswerte für die 

wesentlichen Umweltmerkmale von Bauprodukten im Zusammenhang mit 

der Lebenszyklusanalyse nach Anhang II der EU-Bauproduktenverord-

nung mit straffen und effizienten Methoden bestimmt werden, die auch von 

KMUs mit geringstmöglichem Aufwand angewendet werden können. 
 

2. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich bei der Euro-

päischen Kommission dafür einzusetzen, dass bei der Entwicklung der 

Methoden zur Bestimmung der Leistungswerte für die wesentlichen Um-

weltmerkmale die Folgen auf die Kosten von Bauprodukten und insgesamt 

auf die Baukosten als wesentliches Entscheidungskriterium berücksichtigt 

werden. 
 

3. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich bei der Euro-

päischen Kommission dafür einzusetzen, dass die Methoden zur Bestim-

mung der Leistungswerte für die wesentlichen Umweltmerkmale so 

gestaltet werden, dass die Leistungswerte als Eingangswerte bei der 

Lebenszyklusanalyse von Gebäuden zu einem der gebauten Realität ent-

sprechenden Ergebnis führen. Da ein Gebäude aus vielen Bau-produkten 

besteht, sollen die Methoden zur Ermittlung der Umweltwirkungen auf 

Produktebene nicht auf dem Worst-Case-Prinzip basieren. Stattdessen 

sollen die Methoden auf durchschnittlichen Eingabewerten und durch-

schnittlichen Randbedingungen basieren. Denn im Gebäude werden sich 

Abweichungen von Durchschnittswerten (nach unten in Richtung Worst 

Case und nach oben in Richtung Best Case) in der Gesamtheit tendenziell 

ausgleichen. 

16 : 0 



    

Protokoll 

über die Sitzung der 148. Sonder-Bauministerkonferenz 

am 11. Juni 2026 in Berlin 

 

 

15 

 

11. Vermeidung von Doppelstrukturen bei der Umsetzung von EED- und 

EPBD-Datenbanken 

 

Beschluss 

 

1.  Die Bauministerkonferenz weist mit Blick auf die Implementierung einer 

nationalen Gebäudedatenbank im Rahmen der Umsetzung der Euro-

päischen Gebäuderichtlinie (EPBD) und Europäischen Energieeffizienz-

Richtlinie (EED) darauf hin, dass im Interesse einer schnellen Umsetzung, 

Ressourceneffizienz und zur Vermeidung von Doppelstrukturen ein Beste-

hen mehrerer isolierter nationaler Datenbanken nicht zielführend sein kann. 

Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung die rechtlichen 

Voraussetzungen für die Umsetzung in einem einheitlichen, systemoffenen 

Gebäuderegister zu schaffen und in einen engen und frühzeitigen Aus-

tausch mit den Ländern zu treten. 

 

16 : 0 

 

2.  Die Bauministerkonferenz fordert die Bundesregierung in Anbetracht der 

fortgeschrittenen Umsetzung des Energieverbrauchsregisters nach Art. 5 

EED, des Gebäudeinventars nach Art. 6 EED und der im Energiedienst-

leistungsgesetz geplanten nationalen Datenbank nach Art. 22 EPBD daher 

auf, diese Datenbanken eng miteinander zu verbinden (Gebäuderegister) 

oder zu einer alle Daten umfassenden Datenbank zusammenzuführen. In 

Abhängigkeit von den berechtigten Interessen und dem jeweiligen konkre-

ten Anwendungsfall soll eine passgenaue Zugänglichkeit vorgesehen 

werden.  

16 : 0 
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3.  Um den Vollzug des gebäudebezogenen Energierechts in den Ländern 

sicherzustellen und effizienter zu gestalten, fordert die Bauminister-

konferenz die Bundesregierung auf, den Vollzug als weiteren Zweck in § 11 

EDL-G aufzunehmen. Das Gebäuderegister soll nicht nur als reines 

Informations- und Statistikinstrument dienen, sondern in Anbetracht des er-

heblichen Kosten- und Ressourcenaufwands, der mit der Implementierung 

einhergeht, auch für die in den Ländern zuständigen Behörden für den Voll-

zug zur Verfügung stehen.   

 

10 (BE, BB, HB, HH, HE, MV, NI, RP, SL, TH) : 5 (BY, SN, ST, NW, SH) : 1 (BW) 

 

4.  Darüber hinaus fordert die Bauministerkonferenz die Bundesregierung auf, 

die rechtlichen Grundlagen zu schaffen, Daten von den privaten Gebäude-

eigentümern erheben, verarbeiten, übermitteln und für den Vollzug durch 

die Länder nutzbar machen zu können. 

 

10 (BE, BB, HB, HH, HE, MV, NI, RP, SL, TH) : 5 (BY, SN, ST, NW, SH) : 1 (BW) 

 

5.  Zur Gewährleistung der Interoperabilität mit bereits in den Ländern be-

stehenden Datenbanken und weiteren Datensystemen fordert die Bau-

ministerkonferenz die Bundesregierung auf entsprechend geeignete 

Schnittstellen bei der Umsetzung des Gebäuderegisters sicherzustellen. 

Vor diesem Hintergrund ist eine enge und früh-zeitige Einbindung der 

Länder erforderlich.  

16 : 0 

 

6.  Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung in Anbetracht des ab-

sehbar kurzen Zeitraums bis zur ersten Berichtsfälligkeit nach § 6a Abs. 2 

des Referentenentwurfs zum EnEfG zeitnah mit den Ländern in den Aus-

tausch zu kommen, um frühzeitig die Rechtserfordernisse, die IT-

Architektur und die inhaltliche Ausgestaltung des Gebäuderegisters auch 

mit den anderen Bundesressorts zu klären und um hohen manuellen 
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Eingabeaufwand zu Befüllung der Datenbanken durch die Länder zu ver-

hindern. 

16 : 0 

 

7.  Die Bereitschaft der Bauministerkonferenz zusätzliche bundesgesetzliche 

Aufgaben ohne zusätzliche finanzielle Ausstattung zu übernehmen, sinkt 

stetig. Vor dem Hintergrund zunehmend fehlender finanzieller Spielräume 

fordert die Bauministerkonferenz die Bundesregierung auf, den Grundsatz 

„Wer bestellt, zahlt.“ konkret umzusetzen. Die Bundesregierung wird 

gebeten zu prüfen, ob die Erhöhung der Umsatzsteuerbeteiligung des 

Bundes für den Zeitraum 2024 bis 2028 wie zur Umsetzung des Wärme-

planungsgesetzes als Vorbild zur Finanzierung für weitere energie-

politische Vorhaben dienen könnte – etwa für die Umsetzung des 

Energieeffizienzgesetzes. 

 

16 : 0 
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12. Bericht des Bundes (BMWSB) und allgemeine Aussprache 

Frau Bundesministerin Verena Hubertz, MdB berichtet. 

 

Es erfolgt eine Aussprache. 

 

Es wird kein Beschluss gefasst. 
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13. Länderöffnungsklausel ist wichtiger Bestandteil im Gebäudemodernisie-

rungsgesetz (GModG) 

Die Vorlage wird zurückgezogen. 
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14. TOP entfällt 
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15. Investitionssicherheit auf dem Wohnungsmarkt erhalten, Vergesell-

schaftungen Grenzen setzen 

Beschluss 

 

1. Die Bauministerkonferenz stellt fest, dass sich der Mangel an bezahlbarem 

Wohnraum auf dem Wohnungsmarkt durch den Anstieg der Baukosten und 

hohe Baustandards zunehmend zu verschärfen droht.  

 

16 : 0 

 

2. Die Bauministerkonferenz sieht in einer Steigerung der Bauaktivität das 

geeignete Mittel zur Schaffung von ausreichendem und bezahlbarem 

Wohnraum, zumal eine Ausweitung des Wohnungsangebots den Anstieg 

der Mieten bremst. Sie hält es für zwingend erforderlich, durch eine Ver-

besserung der Rahmenbedingungen weitere Akteure für den Miet-

wohnungsbau zu gewinnen und zu verhindern, dass sich private Vermieter 

aus dem Wohnungsmarkt zurückziehen. 

 

15 : 0 : 1 (HB) 

 

3. Die Bauministerkonferenz erwartet, dass eine weitere Konkretisierung der 

Pläne zur Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen großer Immobi-

lienkonzerne in Berlin sich bundesweit nachteilig auf die Bereitschaft zu 

Investitionen in den Mietwohnungsbau auswirken wird. Bei einer Um-

setzung des Vorhabens befürchtet die Bauministerkonferenz zudem 

negative Auswirkungen für den Wirtschaftsstandort Deutschland, den 

Bankensektor, den Finanzmarkt und die öffentliche Finanzwirtschaft.  

 

14 : 0 : 2 (RP, SL) 
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4. Die Bauministerkonferenz bittet die Bundesregierung gesetzliche Maß-

nahmen zu prüfen und zu ergreifen, um den Wert von Investitionen auf dem 

Wohnungsmarkt nachhaltig zu schützen. 

 

11 (HB, HH, BY, BW, NI, BB, ST, SN, TH, NW, SH) : 4 (HE, MV, RP, BE) : 1 (SL) 

 

5. Die Bauministerkonferenz fordert die Bundesregierung darüber hinaus auf, 

den Wohnungsbau durch Investitionsanreize und bessere Rahmen-

bedingungen im Steuerrecht weiter anzukurbeln.  

 

16 : 0 


